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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 


A. Problem 

Mit dem Gesetzentwurf wird eine wirksamere Vermeidung 
der durch Abwassereinleitungen verursachten Gewässerbela- 
stung angestrebt. Darüber hinaus sollen schwerabbaubare, 
bioakkumulative, persistente und sonstige kritische Stoffe von 
Gewässern ferngehalten werden. 


B. Lösung 

Die Anforderungen an die Abwasserklärung als Vorausset- 
zung für die Erlaubnis der Abwassereinleitung werden ange- 
hoben. Künftig ist das Abwasser entsprechend den besten ver- 
fügbaren technischen Mitteln vor Einleitung zu klären. Die 
Vermeidung der Einleitung von schwer abbaubaren, bioakku- 
mulativen und sonstigen kritischen Stoffen hat nach dem 
Stand der Technik zu erfolgen. Um zu verhindern, daß über 
eine Sammelkanalisation gefährliche Stoffe in Gewässer ge- 
langen, wird die Regelung über das Einleiten von gefährlichen 
Stoffen auf Einleitungen in Sammelkanalisationen (Indirekt- 
einleiter) ausgedehnt. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch den Vollzug dieses Gesetzes wird der Bund nur als 
Beteiligter am produzierenden Gewerbe mit Kosten belastet. 
Bei den Ländern und Gemeinden werden zusätzliche Kosten 
entstehen, die im einzelnen nicht abschätzbar sind, die aber 
durch Gebühren und Abgaben gedeckt werden können. Die 
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Privatwirtschaft wird mit zusätzlichen Kosten für die Abwas- 
serklärung belastet. Andererseits muß berücksichtigt werden, 
daß durch die Verbesserung der Abwasserreinigung gerade 
im Bereich der kritischen Stoffe aus der Gewässerverschmut- 
zung resultierende Folgekosten in Milliardenhöhe vermieden 
werden (Klärschlammbeseitigung, Sedimentausbaggerung, 
Trinkwasserversorgung). 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

§ 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16. Oktober 1976 (BGBl. I 
S. 3017), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Geset- 
zes vom 28. März 1980 (BGBl. I S. 373), wird wie folgt 
geändert: 

1. Absatz 1 wird durch folgende Absätze 1 bis 3 er- 
setzt: 

„(1) Eine Erlaubnis für das Einleiten von Ab- 
wasser darf nur erteilt werden, wenn Menge und 
Schädlichkeit des Abwassers so gering gehalten 
werden, wie dies bei Anwendung der jeweils in 
Betracht kommenden Verfahren nach den be- 
sten verfügbaren technischen Mitteln möglich 
ist. 

(2) Eine Erlaubnis für das Einleiten von 
schwerabbaubaren, bioakkumulativen und son- 
stigen kritischen Stoffen darf nur erteilt werden, 
wenn Menge und Schädlichkeit des Abwassers 
so gering gehalten werden, wie dies bei Anwen- 
dung des jeweils in Betracht kommenden Ver- 
fahrens nach dem Stand der Technik möglich 
ist. Satz 1 gilt auch für das Einleiten in eine 
Sammelkanalisation. § 6 bleibt unberührt. 

(3) Die Bundesregierung erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften über Mindestanforderungen an das 
Einleiten von Abwasser, die den besten verfüg- 


baren technischen Mitteln im Sinne des Absat- 
zes 1 und dem Stand der Technik im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 1 entsprechen, sowie darüber, 
welche Stoffe unter die Anforderungen des Ab- 
satzes 2 Satz 1 fallen.“ 

2. Absatz 2 wird Absatz 4 und erhält folgende Fas- 
sung: 

„(4) Entsprechen vorhandene Einleitungen 
von Abwasser nicht den Anforderungen der Ab- 
sätze 1 bis 3, so haben die Länder sicherzustel- 
len, daß die erforderlichen Maßnahmen durch- 
geführt werden, insbesondere haben sie die Un- 
tersuchungen des Abwassers von Einleitern in 
Sammelkanalisationen zu regeln. Die Länder 
können Fristen bis zu fünf Jahren festlegen, in- 
nerhalb derer die Maßnahmen abgeschlossen 
sein müssen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 24. Februar 1984 


Beck-Oberdorf, Schily, Kelly und Fraktion 
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Begründung 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Zu § 7 a Abs. 1 

Zur besseren Vermeidung von Gewässerbelastun- 
gen ist es erforderlich, die technischen Anforderun- 
gen für die Reinigung industrieller und kommuna- 
ler Abwässer zu erhöhen. Derzeit schreibt § 7 a 
Abs. 1 Satz 1 die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik als technisches Niveau vor. Der Entwurf 
erhöht diese Anforderungen auf die „besten verfüg- 
baren technischen Mittel“. Dieser Begriff ist im EG- 
Recht gebräuchlich (z. B. Artikel 6 Abs. 1 Satz 4 der 
Richtlinie des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften vom 4. Mai 1976 betreffend die Verschmut- 
zung infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher 
Stoffe in die Gewässer der Gemeinschaft) und im 
technischen Standard der Anforderungen zwischen 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
und dem Stand der Technik einzuordnen. Dieser 
Begriff stellt im Gegensatz zu den bisherigen An- 
forderungen der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik stärker auf die tatsächliche Verfügbarkeit 
ab und berücksichtigt wirtschaftliche Fragen weni- 
ger, weshalb er besser als die im geltenden Gesetz 
verankerten Anforderungen geeignet ist, die Vor- 
aussetzungen für die notwendige Verbesserung der 
Gewässerreinhaltung zu schaffen. 

Es wird Aufgabe der Bundesregierung sein, nach 
Inkrafttreten des Gesetzentwurfes die Mindestan- 
forderungen an eine Abwasserreinigung entspre- 
chend den besten verfügbaren technischen Mitteln 
durch allgemeine Verwaltungsvor Schriften zu kon- 
kretisieren, vgl. Artikel 1 Nr. 1, § 7a Abs. 3 des Ent- 
wurfs. 


Zu § 7a Abs. 2 Satz 1 

Im Hinblick auf die besondere Gefährlichkeit der in 
Absatz 2 Satz 1 genannten Stoffe sind Vermei- 
dungsmaßnahmen nach dem Stand der Technik er- 
forderlich, da diese Stoffe soweit wie möglich aus 
Gewässern ferngehalten werden müssen. Die 
Pflicht zur Anhebung des technischen Standards 
für die Reinigung von Abwasser ergibt sich auch 
aus der Richtlinie des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 4. Mai 1976 (vgl. vorstehend), da 
das geltende Recht, welches die allgemein aner- 
kannten Regeln der Technik vorschreibt, nicht den 
Anforderungen der Richtlinie entspricht. 

Es wird Aufgabe der Bundesregierung sein, nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die Mindestanforde- 
rungen entsprechend dem Stand der Technik durch 
allgemeine Verwaltungs Vorschriften festzulegen. 


Vgl. Artikel 1 Nr. 1, § 7 a Abs. 3 des Entwurfs. Hierbei 
wird sie auch die Stoffe zu benennen haben, die 
wegen ihrer Gefährlichkeit nach dem Stand der 
Technik zu klären sind. Dabei sollten die in der 
vorerwähnten EG-Gewässerschutzrichtlinie vom 
4. Mai 1976 genannten Stoffe in der Liste 1 und 2 
Grundlage der Festlegung sein, da diese Richtlinie 
bisher nicht in innerstaatliches Recht umgesetzt 
wurde. 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet 
die Festlegung des höheren technischen Niveaus in 
Absatz 2 gegenüber demjenigen des Absatzes 1. 
Denn je schädlicher der Stoff ist, um so höher müs- 
sen die Anforderungen an die Vermeidungsmaß- 
nahme sein. 


Zu § 7a Abs. 2 Satz 2 

Der Entwurf unterstellt mit seiner Formulierung in 
§ 7 a Abs. 2 Satz 2 auch die Indirekteinleiter, d. h. 
solche Einleiter, die ihre Abwässer in öffentliche 
Kanalisationen einbringen, der Erlaubnispflicht. 
Diese Erweiterung der gesetzlichen Regelung ist 
für einen effektiven Gewässerschutz dringend er- 
forderlich. Viele Industrie- und Gewerbebetriebe 
entledigen sich nämlich immer noch illegal oder 
halblegal ihrer Schadstoff-Frachten durch Einlei- 
tung in die öffentliche Kanalisation. Oftmals wer- 
den bestimmte Schlämme soweit verdünnt, daß sie 
als Abwasser in die Kanalisation eingeleitet werden 
können. Dadurch entsteht erheblicher volkswirt- 
schaftlicher Schaden, da der Klärschlamm der 
Sammalkanalisation nicht mehr landwirtschaftlich 
genutzt werden kann. Der Klärschlamm muß bei 
Grenzwertüberschreitungen kosten- und energiein- 
tensiv entweder deponiert oder verbrannt werden. 

Diese Gefahr der Gewässerverunreinigung durch 
Indirekteinleiter hat auch dazu geführt, daß in Arti- 
kel 3 der Richtlinie des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 4. Mai 1976 die Mitgliedsstaaten 
verpflichtet wurden, besonders gefährliche Stoffe 
oder Stoffgruppen einer behördlichen Genehmi- 
gung oder Emissionsnormen zu unterwerfen, auch 
wenn diese Stoffe nicht unmittelbar in ein Gewäs- 
ser, sondern in eine Kanalisation eingeleitet wer- 
den. Der Entwurf schafft in §7a Abs. 2 somit die 
rechtliche Voraussetzung für die notwendige inner- 
staatliche Umsetzung der erwähnten Richtlinie. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 7 a Abs. 4) 

Die Festlegung von Höchstfristen ist für einen sinn- 
vollen Gewässerschutz dringend geboten. 
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